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Vorblatt 


Dritte Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle 
Förderung der Ausbildung 
(Ausbildungsförderungsgesetz) 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Die im Ausbildungsförderungsgesetz festgesetzten Bedarfssätze 
für Schüler von Fachschulen, Abendgymnasien und Kollegs sol- 
len an die mit Wirkung vom 1. Januar 1971 angehobenen Be- 
darfssätze des Honnefer Modells angehoben werden. Behebung 
einiger bei der Ausführung erkennbar gewordener Mängel des 
Ausbildungsförderungsgesetzes. 


B. Lösung 

In Artikel 1 Nr. 4 werden die neuen Bedarfssätze festgelegt; 
den unterschiedlichen Aufwendungen, insbesondere für indivi- 
duelle Ausbildung, wird durch eine stärkere Differenzierung 
Rechnung getragen. 

Für Schüler von Fachschulen, Abendgymnasien und Kollegs 
wird der erhöhte Bedarf vorgesehen, wenn sie nicht bei ihren 
Eltern wohnen (Artikel 1 Nr. 4). Schüler von Fachoberschulen 
erhalten höhere Bedarfssätze, wenn für sie eine abgeschlossene 
Berufsausbildung Voraussetzung für den Besuch der Schule ist. 

Die Aufteilung des die Freibeträge übersteigenden Einkommens 
und Vermögens wird an dem durch die in den Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften festgelegten Bedarfssätze bestimmten 
Bedarf orientiert (Artikel 1 Nr. 3). 
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C, Alternativen 

Gleichmäßige Anhebung der Bedarfssätze, Beibehaltung weni- 
ger differenzierter Gruppen von Förderungsberechtigten. 


D. Kosten 

Durch das Gesetz entstehen dem Bund zusätzliche Mehrkosten 
von 


24 Millionen DM für 1971, 

25 Millionen DM für 1972, 

26 Millionen DM für 1973, 

27 Millionen DM für 1974. 

Eine Mehrbelastung der Länder und Gemeinden entsteht nicht. 
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über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Ersten 
Gesetzes über individuelle Förderung der Ausbildung 

— Drucksache Vl/1819 — 


A. Bericht des Abgeordneten Köster 


L Allgemeiner Teil 

Der von den Fraktionen der SPD, FDP ein- 
gebrachte Gesetzentwurf — Drucksache VI/1819 — 
wurde vom Deutschen Bundestag in seiner 
103. Sitzung am 3. März 1971 an den Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit federführend, 
an den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft mit- 
beratend und an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 
der Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
in seiner Sitzung am 11. März 1971 die Gesetzes- 
vorlage beraten; er begrüßt die in beiden Anträgen 
zum Ausdruck kommende bildungspolitische Ziel- 
setzung. Dem federführenden Ausschuß wird emp- 
fohlen, dies in seiner Beschlußfassung zum Aus- 
druck zu bringen. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 der Geschäftsordnung gesondert vorlegen. 

Der federführende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat die Vorlage in seinen Sitzungen 
am 4. und 11. März 1971 ausführlich beraten. 

IL Besonderer Teil 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 und 2 

(§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, § 8 Abs. 3 Nr. 1) 

Der Ausschuß hat sich bereits bei den Beratungen 
zum Ersten Anderungsgesetz zum Ausbildungs- 
förderungsgesetz eingehend mit der Frage befaßt, 
ob die gesetzlichen Regelungen zwischen Fach- 
oberschülern danach differenzieren sollen, ob diese 


vor Eintritt in die Schule eine Berufsausbildung 
abgeschlossen haben oder nicht. Der Ausschuß hat 
sich damals gegen eine solche Differenzierung aus- 
gesprochen, da die abgeschlossene Berufsausbildung 
nicht zu den Voraussetzungen für die Aufnahme in 
die Fachoberschule gehöre und ohne Einfluß auf 
den Ausbildungsgang sei. Für Schüler derselben 
Klasse aber sollten nicht gesetzliche Regelungen 
vorgesehen werden, die erheblich differenziert sind 
unter einem Gesichtspunkt, der mit dem Schul- 
besuch selbst in keinem Zusammenhang steht. An 
dieser Überlegung hält der Ausschuß fest. 

Seit den früheren Beratungen hat sich die Sach- 
lage jedoch insofern geändert, als vor allem in 
Nordrhein-Westfalen Fachoberschulklassen ein- 
gerichtet worden sind, in denen diejenigen Schüler 
zusammengefaßt sind und in besonderer Weise 
unterrichtet werden, die vor Eintritt in die Fach- 
oberschule eine Berufsausbildung abgeschlossen 
haben und dann durch den Besuch allein der 
Klasse 12 die Fachhochschulreife erlangen. Bei die- 
sen Fachoberschulklassen, deren Besuch eine abge- 
schlossene Berufsausbildung voraussetzt, handelt es 
sich um Klassen, die dem Zweiten Bildungsweg zu- 
zurechnen sind, da sie denen, die bereits in einer 
Berufstätigkeit gestanden haben, die Erlangung der 
Fachhochschulreife ermöglichen. 

Dieser geänderten Sachlage wird nunmehr da- 
durch Rechnung getragen, daß Schüler der Fach- 
oberschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene 
Berufsausbildung voraussetzt, den Schülern der 
anderen Ausbildungsstätten des Zweiten Bildungs- 
weges gleichgestellt werden. Hierzu ist die Ein- 
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fügung einer entsprechenden Formulierung in den 
Vorschriften erforderlich, die für die Schüler des 
Zweiten Bildungsweges Ausnahmeregelungen ent- 
halten von dem Grundsatz, daß Ausbildungs- 
förderung nur bis zum Abschluß einer berufs- 
quaUfizierenden Ausbildung geleistet werden kann, 
sowie von der Grundsatzbestimmung eines Förde- 
rungshöchstalters. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 9 Abs. 4 Satz 2) 

Ist das Einkommen und Vermögen eines Ein- 
kommensbeziehers auf den Bedarf mehrerer Aus- 
zubildender anzurechnen, so ist nach § 9 Abs. 4 
Satz 1 zunächst eine gleichmäßige Aufteilung vor- 
zunehmen. Satz 2 bestimmt bisher, daß dieser 
Grundsatz der gleichmäßigen Aufteilung durch- 
brochen wird, soweit durch eine derartige Auf- 
teilung der anderweitig nicht gedeckte Bedarf eines 
Auszubildenden überschritten würde. Diese Rege- 
lung setzt voraus, daß im einzelnen ermittelt und 
berechnet wird, welchen Bedarf die bei der Auf- 
teilung des anzurechnenden Betrages zu berück- 
sichtigenden Auszubildenden haben und inwieweit 
dieser Bedarf durch anzurechnende Einkommens- 
und Vermögensbeträge dieser Auszubildenden und/ 
oder ihrer Ehegatten gedeckt ist (konkreter Bedarf). 
Diese Vorschrift hat sich in der Praxis als nicht 
durchführbar erwiesen, insbesondere soweit die 
Geschwister des Antragstellers nach anderen Vor- 
schriften durch andere Behörden gefördert werden. 
Darum soll nach Auffassung des Ausschusses bei 
der Aufteilung des anzurechnenden Betrages künf- 
tig nicht mehr der konkrete Bedarf der anderen 
Auszubildenden maßgebend sein, sondern der 
Regelbedarfssatz (abstrakter Bedarf) ; ein zusätz- 
licher Bedarf (Härtebetrag nach § 10 Abs. 5, Fahr- 
kosten) wird nicht berücksichtigt, eigenes Einkom- 
men der Geschwister des Antragstellers oder ihrer 
Ehegatten wird ebenfalls nicht berücksichtigt. Dieser 
Regelbedarfssatz kann ohne weitere Einzelangaben 
festgestellt werden an Hand der Angaben über 
Art der Ausbildung und Unterbringung. Für den 
Auszubildenden, über dessen Antrag entschieden 
wird, bleibt es bei der Berücksichtigung des kon- 
kreten Bedarfs; die Höhe und die anderweitige 
Deckung des Bedarfs sind dem Amt für Ausbil- 
dungsförderung aus den ihm vorliegenden Unter- 
lagen bekannt. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 10 Abs. 1 und 2) 

Die Bedarfssätze für die Schüler der Ausbildungs- 
stätten des Zweiten Bildungsweges sind — wie vor 
Inkrafttreten des Ausbildungsförderungsgesetzes 
weithin nach den landesrechtlichen Vorschriften — 
im Ersten Ausbildungsförderungsgesetz an dem 
Förderungsmeßbetrag der Honnef-Richtlinien aus- 
gerichtet worden. In Konsequenz dieser grundsätz- 
lichen Überlegung sind die Bedarfssätze dieser 
Schüler noch vor Inkrafttreten des Gesetzes durch 
das Erste Änderungsgesetz dem zum 1. Januar 1970 
erhöhten Förderungsmeßbetrag der Honnef-Richt- 
linien angepaßt worden. Nunmehr ist eine weitere 


Anpassung mit Wirkung vom 1. Januar 1971 an 
erforderlich, weil der Förderungsmeßbetrag der 
Honnef-Richtlinien zu diesem Zeitpunkt wiederum 
erhöht worden ist. Die Mehrheit des Ausschusses 
konnte sich jedoch nicht entschließen, für Schüler 
von Ausbildungsstätten des Zweiten Bildungsweges 
wie bisher Bedarfssätze in Höhe des Förderungs- 
meßbetrages der Honnef-Richtlinien festzusetzen. 
Die Bedarfssätze der Schüler von Berufsaufbau- 
schulen und Abendrealschulen wurden nicht erhöht. 
Die Unterschiede für die letztgenannte Gruppe zum 
Förderungsmeßbetrag nach dem Honnefer Modell 
betragen seit dem 1. Januar 1971 bis zu 50 DM 
monatlich. Besonders diskutiert wurde die Tat- 
sache, daß Berufsaufbauschüler und Abendreal- 
schüler, die bei ihren Eltern wohnen, vom 1. Ja- 
nuar 1971 bis zum 30. September 1971 weniger er- 
halten sollen als die Schüler der Fachschulen, der 
Abendgymnasien und Kollegs. Der Ausschuß ver- 
trat in seiner Mehrheit die Ansicht, daß nur für 
eine Erhöhung der Bedarfssätze in dem vom Aus- 
schuß vorgeschlagenen Umfang die erforderlichen 
Finanzmittel im Haushalt 1971 und dem Finanzplan 
1972 bis 1974 zur Verfügung stehen. 

Nach eingehender Diskussion schlägt der Aus- 
schuß vor, nach § 10 Abs. 2 den erhöhten Bedarfs- 
satz in all den Fällen vorzusehen, in denen dem 
Auszubildenden von der Wohnung der Eltern aus 
eine entsprechende zumutbare Ausbildungsstätte 
nicht erreichbar ist. Dies bedeutet gegenüber dem 
geltenden Recht im wesentlichen eine Änderung in 
folgenden beiden Sachverhalten: (1) Ist von der 
Wohnung der Eltern aus eine entsprechende zumut- 
bare Äusbildungsstätte nicht erreichbar, so ist der 
erhöhte Bedarfssatz zu leisten, unabhängig von der 
Unterbringung des Auszubildenden, also auch dem 
verheirateten Auszubildenden, der mit seinem Ehe- 
gatten zusammenwohnt. (2) Ist der Auszubildende 
Vollwaise, so kann eine räumliche Nähe von Eltern- 
wohnung und Ausbildungsstätte, die ihm diese er- 
reichbar macht, nicht gegeben sein; dieser Aus- 
zubildende erhält stets den Bedarf nach Absatz 2. 

Die oben zu Artikel 1 Nr. 1 und 2 erläuterte be- 
sondere Berücksichtigung der Schüler von Fachober- 
schulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Be- 
rufsausbildung voraussetzt, ist aus den dort an- 
geführten Gründen auch bei den Bedarfssätzen 
durdi'geführt. 

4, Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 10 Abs. 3) 

Durch die vom Ausschuß beschlossene Fassung 
wird zum einen der Bedarfssatz der Auszubildenden 
an Fachschulen, Abendgymnasien und Kollegs er- 
höht. Die Erhöhung des Förderungsmeßbetrages der 
Honnef-Richtlinien wird jedoch nicht erreicht. Zum 
zweiten wird mit dieser Vorschrift bezweckt, den 
Schülern von Fachschulen, Abendgymnasien und 
Kollegs, die sich in demselben Alter wie Auszubil- 
dende an Höheren Fachschulen, Akademien und 
Hochschulen befinden, die freie Entscheidung über 
die Art ihrer Unterbringung zu ermöglichen. In der 
Praxis hat die bisherige Regelung, die davon aus- 
ging, daß auch diese Auszubildenden grundsätzlich 
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bei ihren Familien wohnen, zu erheblichen Schwie- 
rigkeiten geführt; dies gilt insbesondere für die 
Auszubildenden des Zweiten Bildungsweges, die 
während einer längeren Berufstätigkeit bereits 
einen eigenen Wohnsitz gegründet hatten. 

5 . Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 35 Abs. 2) 

Nach § 35 Absatz 2 AföG wird für drei Monate 
Ausbildungsförderung bis zur Höhe von 280 DM 
monatlich unter dem Vorbehalt der Rückforderung 
geleistet, wenn bei der erstmaligen Antragstellung 
in einem Ausbildungsabschnitt die zur Entscheidung 
über den Antrag erforderlichen Feststellungen nicht 
rechtzeitig getroffen werden können, Ihre Funktion 
kann diese Vorschrift nur erfüllen, wenn der darin 
genannte Höchstbetrag von 280 DM entsprechend 
den vorgesehenen Veränderungen in § 10 AföG 
auf 300 DM erhöht wird. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 41 a) 

Da das Ausbildungsförderungsgesetz am 1. Juli 
1970 in Kraft getreten ist und nach § 34 Abs. 2 AföG 
Ausbildungsförderung in der Regel für ein Jahr 
bewilligt wird, wird schon am 30. Juni 1971, zudem 
in den darauffolgenden Monaten Juli und August 
1971, der weit überwiegende Teil der Bewilligungs- 
bescheide auslaufen. Um zu vermeiden, daß für den 
kurzen Zeitraum bis zu dem Zeitpunkt, von dem an 
nach § 65 des Regierungsentwurfs des Bundes- 


ausbildungsförderungsgesetzes Leistungen auf 
Grund dieses Gesetzes vorgesehen sind (höchstens 
drei Monate) neue Anträge gestellt und berechnet 
werden müssen, werden die am 30. Juni 1971 gel- 
tenden Bewilligungsbescheide kraft Gesetzes ver- 
längert. Diese Übergangs Vorschrift kann nicht erst 
in dem Bundesausbildungsförderungsgesetz selbst 
geschaffen werden. Auch bei einer Zustimmung des 
Bundesrates zu diesem Gesetz in der Plenarsitzung 
am 4. Juni 1971 und einer zügigen Verkündung des 
Gesetzes, träte sie zu spät in Kraft; die Anträge auf 
Weiterbewilligung der Ausbildungsförderung nach 
dem Ausbildungsförderungsgesetz müssen, um eine 
termingerechte Weiterleistung am 1. Juli 1971 
sicherzustellen, vor dem frühestmöglichen Termin 
des Inkrafttretens des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes gestellt und bearbeitet werden. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 43 Abs. 1 Nr. 1) 

Der Gesetzgeber ging bei der Formulierung des 
§ 43 Abs, 1 Nr, 1 davon aus, daß es bei Fachober- 
schulen nur die Klassen 11 und 12 gibt. Darum war 
die Beschränkung der Förderung „ab Klasse 11" ent- 
sprechend der Regelung bei den weiter führenden 
allgemeinbildenden Schulen bei den Fachober- 
schulen nicht erforderlich. Nachdem z. B. in Nord- 
rhein-Westfalen auch bei den Fachoberschulen eine 
Klasse 10 eingerichtet worden ist, muß im Gesetz 
klargestellt werden, daß für die Schüler dieser 
Klasse eine Förderung nach dem Bundesrecht noch 
nicht in Betracht kommt. 


Bonn, den 11. März 1971 


Köster 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache W1819 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2, den Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache W1818 — für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 11. März 1971 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Köster 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle Förderung 

der Ausbildung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Erste Gesetz über individuelle Förderung der 
Ausbildung {Ausbildungsförderungsgesetz) vom 
19. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1719), zu-' 
letzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Ersten Gesetzes über Individuelle Förde- 
rung der Ausbildung vom 9. März 1971 (Bundesge- 
setzbl. I S. 177), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. wenn der Auszubildende eine Facboberscbul- 
klasse, deren Besuch eine abgeschlossene Be- 
rufsausbildung voraussetzt, eine Berufsauf- 
bauscbule, eine Abendrealscbule, ein Abend- 
gymnasium oder ein Kolleg besucht oder 
dort die schulische Voraussetzung für die 
weitere Ausbildung erworben hat." 

2. § 8 Abs. 3 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. der Auszubildende die schulische Vorausset- 
zung für die zu fördernde Ausbildung in 
einer Fachoberschulklasse, deren Besuch eine 
abgeschlossene Berufsausbildung voraus- 
setzt, einer Berufs aufbauschule, einer Abend- 
realschule, einem Abendgymnasium oder 
einem Kolleg erworben hat,". 

3. § 9 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dies gilt nicht, soweit dadurch der Bedarf des 
Auszubildenden nach § 10 Abs. 1 bis 3 und § 11 
oder anderen entsprechenden Vorschriften über 
die individuelle Förderung der Ausbildung über- 
schritten würde." 

4. § 10 Abfe. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Als monatlicher Bedarf gelten 

1. für Schüler von weiterführenden all- 

gemeinbildenden Schulen ab Klasse 
10 und Berufsfachschulen sowie von 
Fachoberschulklassen, deren Besuch 
eine abgeschlossene Berufsausbil- 
dung nicht voraussetzt 150 DM, 

2. für Schüler von Berufs aufbauschulen 
und Abendrealschulen sowie von 
Fachoberschulklassen, deren Besuch 


eine abgeschlossene Berufsausbil- 
dung voraussetzt 300 DM, 

3. für Schüler von Fachschulen, Abend- 
gymnasium und Kollegs 320 DM. 


(2) Als monatlicher Bedarf gelten, wenn der 
Auszubildende nicht bei seinen Eltern wohnt, 

1. für Schüler von Realschulen und 

Gymnasien ab Klasse 5, von Haupt- 
schulen ab Klasse 10, Berufsfach- 
schulen sowie von Fachoberschul- 
klassen, deren Besuch eine abge- 
schlossene Berufsausbildung nicht 
voraussetzt 320 DM, 

2. für Schüler von Berufs aufbauschulen 

und Abendrealschulen sowie von 
Fachoberschulklassen, deren Besuch 
eine abgeschlossene Berufsausbil- 
dung voraussetzt 350 DM. 

Satz 1 gilt nur, wenn von der Wohnung der El- 
tern aus eine entsprechende zumutbare Ausbil- 
dungsstätte nicht erreichbar ist." 

5. In § 10 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Als monatlicher Bedarf gelten, 
wenn der Auszubildende nicht bei sei- 
nen Eltern wohnt, für Schüler von Fach- 
schulen, Abendgymnasien und Kollegs 380 DM. 

6. In § 35 Abs. 2 wird die Zahl „280" durch die 
Zahl „300" ersetzt. 

7. In „Abschnitt VIII Schlußvorschriften" wird vor 
§ 42 folgender § 41 a eingefügt: 

„§ 41 a 

Am 30. Juni 1971 gültige Bewilligungsbe- 
scheide, die auf Grund dieses Gesetzes ergangen 
sind, werden innerhalb desselben Ausbildungs- 
abschnitts bis zum 30. September 1971 verlängert, 
es sei denn, daß der Auszubildende diese Aus- 
bildung nicht fortsetzt." 

8. § 43 Abs. 1 Nr. 1 enthält folgende Fassung: 

„1. Schüler von weiterführenden allgemeinbil- 
denden Schulen und Fachoberschulen ab 
Klasse 11,". 

Artikel 2 
§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1971 in Kraft. 
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